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(Nr. 11542.) Verordnung zur Ausführung des Reichsgeſetzes über einen Warenumſatzſtempel 
vom 26. Juni 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 639). Vom 9. Oktober 1916. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛe, 


verordnen auf Grund des Artikel 63 der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen 
Staat vom 31. Januar 1850 Geſetzſamml. S. 17) und auf Antrag Unferes 
Staatsminiſteriums, was folgt: 
91. a 

Der Warenumſatzſtempel (Tarifnummer 10, $$ 76 bis 83 des Reichsſtempel⸗ 
geſetzes in der Faſſung des Geſetzes über einen Warenumſatzſtempel vom 26. Juni 
1916 — Reichs⸗Geſetzbl. S. 639 —) wird 

1. in den Stadtgemeinden durch den Gemeindevorſtand, 5 

2. in den Landgemeinden und in den Gutsbezirken durch den Kreisausſchuß 
verwaltet und erhoben. 

Für Stadtgemeinden mit weniger als 2000 Einwohnern hat die Ver⸗ 
waltung und Erhebung auf ihren Antrag durch den Kreisausſchuß zu erfolgen. 

Auf Antrag von Landgemeinden mit mehr als 5 000 Einwohnern iſt die 
Verwaltung und Erhebung durch den Kreisausſchuß dem Gemeindevorſtande zu 
überweiſen. 

Für die Bevölkerungszahl iſt das Ergebnis der jeweilig letzten Volkszählung 
maßgebend. a 
82. 
Direktivbehörden ſind die Oberzolldirektionen. 


§3. 
Die Abgabe iſt, falls ſie von dem Kreisausſchuſſe erhoben wird, an die 
Kreiskommunalkaſſe, in allen anderen Fällen an die Gemeindekaſſe zu zahlen. 
Gefegfammlung 1916. (Mr. 11542—11543.) 36 
Ausgegeben zu Berlin den 20. Oktober 1916. 
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Der dem Reiche und dem Staate N Betrag iſt nach Beſtimmung des 
Finanzminiſters abzuführen. 
84. 

Von dem nach § 122 des Reichsſtempelgeſetzes in der Faſſung des Geſetzes 
über einen Warenumſatzſtempel vom 26. Juni 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 639) 
aus der Reichskaſſe gewährten Betrage von 10 vom Hundert der Abgabe erhalten: 

1. der Staat 2 vom Hundert; 

2. die Kreiſe und Gemeinden nach Maßgabe des § 5 8 vom Hundert. 


§ 5. 

Von den im § 4 Nr. 2 bezeichneten 8 vom Hundert erhalten die gemäß 
$1 mit der Verwaltung und Erhebung der Abgabe betrauten Kreiſe oder 
Gemeinden 2 vom Hundert. 

Die Verteilung der übrigen 6 vom Hundert erfolgt unter die Gemeinden, in 
denen ein Gewerbebetrieb im Sinne des § 76 des Reichsſtempelgeſetzes ſtattfindet, 
nach Maßgabe folgender Beſtimmungen: 

1. Der Verteilung wird der Ertrag, und wenn ein ſolcher nicht erzielt 
iſt, das Anlage⸗ und Betriebskapital des abgabepflichtigen Gewerbe— 
betriebes zugrunde gelegt. 

Der Ertrag wird unter ſinngemäßer Anwendung der Vorſchriften 
des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 (Geſetzſamml. S. 205) 
und der §§ 32 Abſ. 2, 47, 48 und 48a des Kommunglabgabengeſetzes 
vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 152) ermittelt und auf die Ge- 
meinden verteilt. Auf die Feſtſtellung des Anlage⸗ und Betriebskapitals 
findet der § 23 des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 finn- 
gemäße Anwendung. 

2. Abgabebeträge unter 100 Mark und die bei der Verteilung nach Nr. 1 
im einzelnen Falle ſich ergebenden Teilbeträge unter 5 Mark verbleiben 
den mit der Verwaltung und Erhebung betrauten Kreiſen oder Ge— 
meinden. 

3. Würde nach der Vorſchrift unter Nr. 1 ein Gutsbezirk beteiligt ſein, 
ſo erhält den auf ihn entfallenden Betrag der Kreis. 

4. Über die Verteilung beſchließt auf den Antrag einer beteiligten Gemeinde 
oder eines beteiligten Kreiſes (vergleiche Nr. 3) der Kreisausſchuß und, 
wenn ein Kreis, die Stadt Berlin oder eine andere Stadtgemeinde in 
Betracht kommen, der Bezirksausſchuß nach Anhörung ſämtlicher Be⸗ 
teiligten. 


Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes ſteht den beteiligten Kreiſen und 
Gemeinden die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß zu. Gegen den in erſter 
Inſtanz ergehenden Beſchluß des Bezirksausſchuſſes geht die Beſchwerde an den 
Provinzialrat. Iſt im Falle der Beteiligung der Stadt Berlin der dortige Be⸗ 


555 
zirksausſchuß für zuſtändig erklärt worden (Abſ. 4), ſo iſt die Beſchwerde bei dem 
Miniſter des Innern einzulegen, der einen Provinzialrat für die Beſchlußfaſſung 
beſtimmt. - 
Die örtliche Suftändigkeit der Beſchlußbehörden erſter Inſtanz beſtimmt fich 
nach $ 71 Abſ. 4 des Kommunalabgabengeſetzes. 


§ 6. 
In den Hohenzollernſchen Landen tritt an die Stelle des Kreiſes der Amts⸗ 
verband, an die Stelle des Kreisausſchuſſes der Amtsausſchuß. 


87. 
Diefe Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1916 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 9. Oktober 1916. 


Siegel) Wilhelm. 
v. Breitenbach. Beſeler. Sydow. v. Trott zu Solz. 
Lentze. v. Loebell. Helfferich. 


(Nr. 11543.) Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent⸗ 
eignungsverfahrens bei dem von der Stadtgemeinde Kottbus auszuführenden 
erweiterten Unternehmen der Errichtung öffentlicher Anlagen. Vom 9. Ok⸗ 
tober 1916. 


Nachdem das der Stadtgemeinde Kottbus durch den diesſeitigen Beſchluß vom 
24. Mai 1916 verliehene Enteignungsrecht durch den weiteren Beſchluß vom 
4. Oktober 1916 eine räumliche Erweiterung erfahren hat, wird hiermit auch der 
diesſeitige Beſchluß vom 3. Juni 1916, betreffend die Durchführung des Ent⸗ 
eignungsverfahrens nach den vereinfachenden Vorſchriften der Königlichen Ver⸗ 
ordnungen vom 11. September 1914 und vom 27. März und 25. September 1915, 
auf das erweiterte Unternehmen ausgedehnt. 


Berlin, den 9. Oktober 1916. 


Das Staatsminiſterium. 


v. Breitenbach. Beſeler. Sydow. v. Trott zu Solz. 
Lentze. v. Loebell. Helfferich. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefehfamml. S. 357) ſind 
bekannt gemacht: 


1. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 3. rärz 
1916, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den Reichs⸗ 
Militär-) Fiskus zur Erweiterung der Anfchlußgleisanlagen vom Depot 
Gerwiſch bei Magdeburg nach dem Staatsbahnhofe Gerwiſch, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung in Magdeburg Nr. 14 S. 131 „ausgegeben 
am 1. April 1916; 
2. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 7 September 
1916, betreffend die Genehmigung des II. Nachtrags zur Oſtpreußiſchen 
Landſchaftsordnung vom 7. Dezember 1891, Ausgabe von 1912, und 
des I. Nachtrags zu den Abs chätzungsgrundſätzen der Oſtpreußiſchen Landſchaft 
vom 18. Juni 1895, Ausgabe von 1913, durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung in Königsberg Nr. 40 S. 648, ausgegeben 
am 30. September 1916, 
der Königl. Regierung in Gumbinnen Nr. 40 S. 452, ausgegeben 
am 30. September 1916, i | 
der Königl. Regierung in Allenſtein Nr. 40 S. 334, ausgegeben N 
am 30. September 1916, und 
der Königl. Regierung in Marienwerder Nr. 39 S. 485, ausgegeben | 
am 30. September 1916; 


3. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 27. September 

1916, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den Reichs⸗ | 

(Militär⸗) Fiskus zur Errichtung einer öffentlichen Anlage bei Jüterbog, 

durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Potsdam und der Stadt f 

Berlin Nr. 41 S. 517, ausgegeben am 14. Oktober 1916. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin „gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt ⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 . 
und 1884 bis 1913 zu 4,60 M) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


